MEMORANDUM

an das Parlament für den Regionalaufbau Rumäniens

Wir, die Unterzeichner des vorliegenden Memorandums, stellen den politischen Parteien, den Lokalverwaltungen, den bedeutendsten Meinungsvertretern und der bürgerlichen Gesellschaft zur öffentlichen Debatte, die nachstehend aufgeführten Ideen mit Bezug auf den politischen und Verwaltungsaufbau des Rumäniens der Regionen, im Einklang mit der europäischen Debatte über die Zukunft des Vereinigten Europas.

1. Die vorliegenden Vorschläge beabsichtigen die harmonische Entwicklung Rumäniens im Hinblick auf die geschichtliche, wirtschaftliche und gesellschaftlich-kulturelle Identität der Regionen. Unserer Ansicht nach, hat das Projekt des regionalen Aufbaus Rumäniens mit der Sezession oder dem Irredentismus jeglicher Art nichts gemeinsam. Deshalb betrachten wir jede Erörterung in diesem Sinne als einseitig und als einen Versuch, die tiefgreifenden und verantwortlichen öffentlichen Debatten über die Zukunft unseres Landes, im Verhältnis zu den europäischen Erfahrungen, abzulenken.

2. Unsere Teilnahme an der Debatte über die Zukunft der Europäischen Union als ein föderatives System, in dem die verfassungsmässigen Regionen wie Schottland, Katalonien, Flandern, Wallonien, Bayern, usw., eine besondere Stellung haben, kann zur genaueren Kenntnis jener institutionellen Struktur, in die wir uns integrieren möchten, beitragen. Das regionale Modell - das sogenannte mittlere Regierungsniveau (meso-government) - dient, unserer Meinung nach, zur Wiedererlangung unserer europäischen Identität.

3. Wir betrachten als Grundprinzip des regionalen Aufbaus die Zuteilung bestimmter verwaltungsmässigen und politischen Zuständigkeiten and den territorialen Einheiten und nicht an den nationalen oder Volksgemeinschaften, wobei die letztgenannten, für die Zusicherung ihrer spezifischen Interessen, sich im regionalen Model politischer und juristischen Garantien erfreuen. 
4. Das stark zentralisierte Verwaltungssystem – das nach 1989 fast ungeändert übernommen wurde – bevorzugt die Korruption und Bürokratie und erweitert die inhärenten Unzulänglichkeiten der sich auf kleine, zahlreiche und übermässig kostspielige Einheiten stützenden Verwaltung. Andererseits jedoch, ist die Idee der Deszentralisierung in einem konzeptualen juristischen Rahmen enthalten, der sowohl durch internationale Engagements – an denen auch Rumänien beteiligt ist – als auch durch Elemente, die der Anpassung der inneren Gesetzgebung an die europäische Gesetzgebung dienen, ausgedrückt ist.

5. Wir schlagen eine Verwaltungsreform vor, die den Status der bestehenden territorialen Einheiten neu definieren und neue Verwaltungs- und politische Formen einführen soll. Die Einheiten können entweder aufgrund der Entwicklungsregionen oder der historischen Provinzen aufgebaut werden.

6. Aus derselben Perspektive, schlagen wir vor, die Besprechung der Gründung von Regionalräten oder Provinzregierungen, die ihre Sitze in Regional- oder Provinzhauptstädten haben sollen.

7. Wir sind davon überzeugt, dass ausser den gemäss dem Subsidiaritätsprinzip und den sonstigen üblichen EU-Normen ausgeübten politischen, wirtschaftlichen und kulturellen Zuständigkeiten der regionalen Behörden, auch eine radikale Deszentralisierung der Informationspolitik in Betracht zu ziehen ist. Die regionalen Fernsehstudios könnten eine besondere Rolle bei der Gestaltung der Öffentlichkeit in den Regionen Rumäniens spielen.

8. Die Aufnahme der Regionalidentitäten auf bürgerlichen Grundlagen trägt in den multiethnischen Regionen, wie Banat, Siebenbürgen oder Dobrogea, zur Bildung einer transethnischen Identität bei, durch welche sowohl extremist-nationalistischen Nostalgien, Ängste oder Verschärfungen als auch der verhüllte Nationalismus – der oft eine bürgerliche und demokratische Phraseologie verwendet – überschritten werden können.

9. Ein neuer regionaler Aufbau bewirkt auch eine neue politische Gestaltung, die ohne eine Verfassungsreform im Einklang mit den Grundprinzipien der entstehenden europäischen Verfassung nicht durchgeführt werden kann. 

10. Grundlage der vorliegenden Vorschläge sind die Kriterien des Republikanismus, nämlich eine Regierung mit der Zustimmung der Regierten und der teilnehmende Demokratie. Deshalb, jede strukturelle Entscheidung muss das Ergebnis eines regionalen oder nationalen Referendums sein, das infolge einer grossangelegten öffentlichen Debatte zu organisieren ist, damit die Bevölkerung über die ähnlichen europäischen Lagen und über die Chancen dieses Verwaltungstyps in gutem Glauben informiert werden kann. 

Der vorliegende Text wurde an den Ständigen Ausschuss des Parlamentes Rumäniens, die Leitungen der Sozialdemokratischen Partei, der Nationalen Liberalen Partei, der Demokratischen Partei, des Demokratischen Verbandes der Ungarn in Rumänien, der Christlich-Demokratischen Nationalen Bauernpartei, sowie an das Europäische Parlament und den Ausschuss für Regionalpolitik zugeleitet. 

Cluj, den 8. Dezember 2001

Die Unterzeichner:
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Die Liste bleibt offen. Diejenige, die das Memorandum unterzeichnen möchten, werden hiermit gebeten, eine Nachricht an der E-mail-Adresse <provincia@edrc.osf.ro>, mit Angabe ihres Berufes und ihrer Postanschrift, zu schicken. In den folgenden Nummern der Zeitschrift Provincia werden wir die Namen aller Unterzeichner veröffentlichen. Alle Unterzeichner werden die Zeitschriftnummer in der ihr Name erscheint erhalten (unabhängig ob sie auf die Zeitung abonniert sind oder nicht). 

Das Memorandum wurde nach dem 8. Dezember 2001 von den folgenden Personen unterschrieben:
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